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5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Seebad Ueckermünde, Änderung 
zur Drucksache Nr. DS-19/0031
Beratungsfolge: Beratungsergebnis:
Datum Gremium Ja Nein Enth.

12.12.2019 Stadtvertretung

Begründung:
In der Sitzung des Hauptausschusses am 19. November 2019 wurde die Drucksache Nr. 
19/0031 der Stadtvertretung mehrheitlich zur Beschlussfassung empfohlen. Insoweit wird auf 
die Begründung der Drucksache Bezug genommen.
In der Sitzung des Hauptausschusses am 10. Dezember 2019 wurde unter Bezugnahme auf 
den Antrag von Frau Dr. Mossner „Änderung der Hauptsatzung - Entschädigungen“ folgen-
der Änderungsvorschlag von der Fraktion CDU/FDP/FW UEM zur Höhe der Entschädigun-
gen eingebracht:

funktionsbezogene Aufwandsentschädigung:
Stadtpräsident: 360,00 Euro
Fraktionsvorsitzende: 190,00 Euro
stellvertretende Bürgermeister: 180,00 Euro
Gleichstellungsbeauftragte: 100,00 Euro

sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung:
Sitzungsgeld:  40,00 Euro
Sitzungsgeld Ausschussvorsitzende:  60,00 Euro

Hierüber wurde in der Hauptausschusssitzung am 19. November 2019 nach Diskussion frak-
tionsübergreifend Konsens erzielt. Anders als im Antrag von Frau Dr. Mossner dargestellt, 
soll hiernach kein Sockelbetrag in Höhe von 80,00 Euro monatlich für jeden Stadtvertreter 
gezahlt werden.
In der Folge wird empfohlen, die vorliegende Satzung gemäß Anlage 1 zu beschließen.

Beschluss:
Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) in der aktuellen Fassung wird nach Be-
schluss der Stadtvertretung vom 12. Dezember 2019 und nach Anzeige bei der Rechtsauf-
sichtsbehörde die 5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung erlassen (siehe Anlage 1).
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Finanzielle Auswirkungen:
Zu den finanziellen Mehraufwendungen wird auf die Drucksache Nr. 19/0031 verwiesen. Im 
Vergleich dazu verringern sich die dargestellten Aufwendungen für die Zahlung von Entschä-
digungen an die stellvertretenden Bürgermeister um 960 Euro/Jahr (220,00 ./. 180,00 = 
40,00 Euro/monatlich x 2 x 12 Monate) und an die Gleichstellungsbeauftragte um 720,00 
Euro/Jahr (160,00 ./. 100,00 = 60,00 Euro/monatlich x 12 Monate).

Kliewe
Bürgermeister

Anlage/n:
5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Seebad Ueckermünde (Landkreis Vor-
pommern-Greifswald)



5. Satzung zur Änderung 
der Hauptsatzung der Stadt Seebad Ueckermünde 

(Landkreis Vorpommern-Greifswald) 
vom 03.07.2014 

 
Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. 
Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) in der aktuellen Fassung wird nach Beschluss der Stadtvertre-
tung vom 12. Dezember 2019 und nach Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende 5. Sat-
zung zur Änderung der Hauptsatzung erlassen: 
 

Artikel 1 
Änderung der Hauptsatzung 

 
Die Hauptsatzung der Stadt Seebad Ueckermünde vom 03.07.2014 wird wie folgt geändert: 

 
Änderung 

 
1. § 10 erhält folgende neue Fassung: 
 
§ 10 Entschädigungen 
 
(1) Die Stadtpräsidentin oder der Stadtpräsident erhält nach Maßgabe der Entschädigungsverord-

nung eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 360,00 Euro monatlich. 
Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Stadtpräsidentin oder des Stadtpräsidenten wird 
nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Stadtpräsidentin oder des 
Stadtpräsidenten für ihre oder seine besondere Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung je nach 
Dauer der Vertretung bis zur Höhe der Aufwandsentschädigung der Stadtpräsidentin oder des 
Stadtpräsidenten gewährt. 

(2) Die Stellvertreter des Bürgermeisters erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 180 Euro monatlich. 

(3) Fraktionsvorsitzende erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine Aufwands-
entschädigung in Höhe von 190 Euro monatlich. 
Stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei 
Verhinderung des Fraktionsvorsitzenden für ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung je nach 
Dauer der Vertretung bis zur Höhe der Aufwandsentschädigung des Fraktionsvorsitzenden ge-
währt. 

(4) Die Mitglieder der Stadtvertretung erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für 
die Teilnahme an Sitzungen der Stadtvertretung, der Ausschüsse, deren Mitglieder sie sind, und 
an maximal 12 Fraktionssitzungen pro Kalenderjahr eine sitzungsbezogene Entschädigung in 
Höhe von 40 Euro je Sitzung. 

(5) Die nicht der Stadtvertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse (sachkundige Einwohne-
rinnen oder Einwohner) erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teil-
nahme an Sitzungen der Ausschüsse, in die sie gewählt sind, und an maximal 12 Fraktionssit-
zungen pro Kalenderjahr eine sitzungsbezogene Entschädigung in Höhe von 40 Euro je Sitzung. 

(6) Ausschussvorsitzende und bei deren Verhinderung deren Vertreter erhalten nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung für jede von ihnen geleitete Sitzung eine sitzungsbezogene Ent-
schädigung in Höhe von 60 Euro. 

(7) Für mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur ein Sitzungsgeld bezahlt. 
(8) Vergütungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen aus einer Tätigkeit als Vertreterin 

oder Vertreter der Stadt in der Versammlung der Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder 
ähnlichem Organ eines Unternehmens oder Einrichtung des privaten Rechts sind an die Stadt 
abzuführen, soweit sie monatlich 100 Euro überschreiten, aus einer Tätigkeit im Aufsichtsrat 



solcher Unternehmen oder Einrichtungen, soweit sie 250 Euro, bei deren Vorsitzenden und Vor-
ständen bzw. Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern 500 Euro überschreiten. 

(9) Die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte erhält nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 100 Euro monatlich. 

(10) Die funktionsbezogene Entschädigung für ehrenamtlich tätige Personen ist an die Ausübung 
des Ehrenamtes gebunden. Ab einer Verhinderung von mehr als drei Monaten wird eine Ent-
schädigung bis zum Wegfall der Verhinderung nicht mehr gezahlt. 

 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ueckermünde, den 
 
 
 
Bürgermeister 
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